
11 11ti/-'f.der Beilagen zu den Stenographischen Protok~llen 
des Nationalrates XVll. Gesetzgcbungspenudc 

Nr. SZ/95fJ 

1990 "'05'" ~ ~ ANFRAGE 

der Abgeordneten Fux und Freunde 

an den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 

betreffend Umfahrung Zell am See 

Seit Jahren steht die Umfahrung Zell am See als angebliche "Lösung" der Verkehrsbelastung in 
diesem Ort auf der Tagesordnung der verkehrspolitischen Debatte. Nicht bloß die enorm hohen 
Investitionskosten lassen Skepsis an diesem Projekt reüen. 

Grundsätzlich stellt sich die Frage, inwieweit Kapazitätserweiterung im Straßennetz (und dies würde 
die vorgeschlagene Variante beinhalten) weiteren Verkehr anziehen und so möglichst kurzfristige 
Entlastungseffekte egalisieren? 

Am Institut für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik der TU Wien wurde durch Univ.Prof. Dr. 
Hermann Knoflacher und UnivAss. Dipl.Ing. Spiegel im Auftrag der Bürgerliste Zell am See eine 
Stellungnahme erarbeitet, deren Ergebnis die Skepsis gegenüber dem vorgeschlagenen 
Umfahrungsprojekt bestärkt. 

Zusammenfassend wird in dieser Stellungnahme festgestellt: 

"Die im Gemeindeamt von Zell am See vorgefundenen Unterlagen, aufgrund welcher die Verordnung 
gem. § 4 des Bundesstraßengesetzes erfolgen soll, weisen derartige Mängel auf, daß eine Entscheidung 
anhand dieser Arbeiten nach Ansicht der Verfasser nicht verantwortungsvoll gefällt werden kann. Die 
wichtigsten Mängel seien hier nochmals zusammengefaßt: 

* 

* 

* 

Die Verkehrsprognose (Stick/er) ist in sich widersprüchlich und berücksichtigt keine 
VerkehrsZlmallmen, die durch die Errichtung der Umfalmmg vemrsacht werden. Dadurch ergibt 
sich eine zu große Entlaslungswirkung für die Ortsdurchfahrt. Dieses Manko allein entwertet alle 
Untersuchungen, die auf diese Verkehrsprognose aufbauen. 

Die Kosten-Nlltzen-Analyse (Steierwald, Neukirchen) bewertet die gewählte Variante als die 
Zweitsc1zlechteste in Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit. Durch das Kosten-Nutzen-Verhällnis VOll 
kleiner als 1 muß das. Wiltschajtlicllkeitskriterium des § 4 des Bundesstraßengesetzes als nicllt 
erfüllt betrachtet werden. 

Die Systemabgrellzllllgell bei deli Abgasemissionsberecllllll1lgell stellen keine seriösen Annahmen 
dar, da auftretende ökologische Riskell überhaupt nicht erwähnt werdelI. Von einer 
Abgasreduktioll im Gesamtsystem kalln keine Rede seilI, bedingt durch höhere GeschwindigkeiteIl 
steigt die AbgasemissiolJ - olme Berücksichtigullg der Verkelzrssteigemngell durch das Bauwerk -
um ca. 45 % gegenüber dem Nichtbau. 

Eine Analyse, die wirklich zu einer EntscJleidungsjilldung geeignet ist, müßte nach heutigem Stand 
der Wissellschaft eille verkehrsträgerilbergreifende Planung mit EinbezielJllllg des öffentlichen 
Verkehrs und einer geeigneten Parkrau11lpolitik der Gemeillde sein. Ein simpler Vergleich von 
Straßenbauvarianten kanll kaum Zllr tatsächlichen Lösung VOll VerkeIIrsproblemen beitragen." 
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Deswegen stellen die unterfertigten Abgeordneten an den Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten folgende 

ANFRAGE: 

1. Wie nehmen Sie seitens Ihres Ministeriums im Detail zu den Ausführungen der Gutachter 
Knoflacher und Spiegel Stellung? 

2. Ab welchem Kosten-Nutzen-VerhälLnis erachten Sie ein Straßenprojekt als "wirtschaftlich"? 

3. Mit welchen verkehrsverstärkenden Effekten rechnet Ihr Ministerium durch. die 
vorgeschlagene Umfahrungslösung? 

4. Welche Alternativen (Attraktivierung des regionalen und überregionalen öffentlichen Verkehr, 
Parkraumbewirtschaftung innerhalb Zell am See, etc.) wurden entweder seitens Ihres 
Ministeriums, des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr oder der 
anderen beteiligten Gebietskörperschaften (Land Salzburg oder Gemeinde Zell am See) 
erstellt? Zu welchen Ergebnissen kamen diese Überlegungen? 

5. Welche Entlastungseffekte für Zell am See können Sie 

6. 

a) durch die geplante Umfahrungsvariante und 

b) durch alternative Konzepte der Verkehrsplanung und der Förderung des öffentlichen 
Verkehrs 

angeben? 

a) In welchem exakten Planungsstadium befindet sich derzeit (bitte Termin angeben) die 
Umfahrung Zell am See? 

b) WeIchen Realisierungszeitraum plant Ihr Ministerium? 

7. WeIche konkreten Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung bzw. der Förderung des öffentlichen 
Verkehr werden derzeit dort gesetzt, die Ihnen bekannt sind? 

8. WeIche Konsequenzen ziehen Sie aus den Ausführungen der Verkehrsplaner Knoflacher und 
Spiegel? 
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Institut 
für Verkehrsplanung 
und Verkehrstechnik 

Gußhausstraße 30/231 
A-1040 Wien 

Tel. (0222) 588 01 
Durchwahl 

STELLUNGNAHME 

Technische 
Universität 

Wien 

zu den für das AnhHrungsverfahren für den Bau der 

UMFAHRUNG ZELL AM SEE 

vorgelegten Unterlagen. 

abgegeben von 

o.Univ.Prof. Dipl.lng. Dr. H.KNOFLACHER 

Sachbearbeiter: 

Univ.Ass. Dipl.Ing. Th. SPIEGEL 

im Auftrag der 

Bürgerliste Zell am See 

Wien, im November 1989 
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Stellungnahme zu den tUr das Anhörungsverfahren fUr den Bau der 

Umfahrung Zell/See vorgelegten Unterlagen: 

Gegenstand 

meindeamc 

dieser Stellungnahme sind die Unterlagen, die im Ge

der Stadtgemeinde Zell/See im Rahmen des Anhörungs-
, 

verfahre.ns für die Ve~o~dnun& der Trasse der Umfahrun& von Zell 

am See gem '4 des Bundsstraßengesetzes aufgelegt sind. Von seiten 

der Verfasser wurde am 20.11.1989 in besagte Unterlagen Einsieht 

genommen, wobei folgende Ausarbeitungen vorgefunden wurden: 

H.STICKLER: "Verkehrsuntersuchung Umfahrung Zell/See" 

Auftrag des Amtes der Salzburger Landesregierung Abt. 6, 

Innsbruck 1986 

im 

R.STENZEL, H.HOCHHAIR: "B 311 Pinzgauer Straße, Baulos Umfah-

Zell/See, Genereller Entwurf 1986" im Auftrag des rung 

Amtes der Salzburger Landesregierung Bundesstraßenverwal-

tung, 1986 

R.STENZEL, H.NEUKIRCHEN: "B 311 Pinzgauer Bundestraße Baulos 

Umfahrung Zell/See, Genereller Entwurf 1986, Anhang Umwelt, 

im Auftrag des Amtes der Salzburger Landesregierung, 

Bundesstraßenverwaltung, 1986 

G.STEIERWALD, H.NEUKIRCHEN: "Umtahrung Zeil/See B 331 Pinzgauer 

Straße, Nutzen-Kasten-Untersuchung, Auftrag des Amtes der 

Salzburger Landesregierung, 1987 

TAUERNAUTOBAHN AG: "Umweltverträglichkeitserklärung zum 

Bauvorhaben ·Umfahrung Zell am See" im Zuge der B 311 

Pinzgauer Straße und B 146 Mittersiller Straße im BereiCh 

der Gemeinde Zell/See und Maishafen." Salzburg 1989 

W.MAHRINGER: ·Untersuchung der vertikalen Temp~raturschichtun

gen im Raum Zell/See sowie über die Windverhältnisse in den 

Tal-, Hang- und Gipfelregionen in den Jahren 1986 bis 1989 

zur Feststellung des Standortes für einen Lüftungsschacht 

des Straßentunnels "Umfahrung Zell/See"." Slllzburg 1989 

KURATORIUM F.VERKEHRSSICHERHEIT: ·Umfahrung Zelll.See, Gutachten 

Verkehrssicherheit der Planvariante 5" im Auftrag der Salz

burger Landesregierung, Wien 1988. 

·e 

oQ 

.F'" • /'i'". S1:g.11ungnshme zu den genannten Unterlagen: 

(s1e 1986) 

STICKLER führt in dieser Untersuchung eine Analyse des 

bestehenden Verkehrs in Bereich von Zell am See und eine Prognose 

des Verk~hrsaufkommens für 1995 bei einzelnen Ausbauvarianten 

durch. Für die Prognose unterscheidet er zwischen dem 

durchSChnittlichen cäglichen Verkehr (JDTV) und dem Sommerwerk-

tagsverkehr. Für den JDTV prognostiziert er ausgehend von 

Regionalentwicklungsdaten eine Steigerung der Verkehrsleis-

tun gen Von ~5 auf 1995 von 11% für den Bereich Zell am See und 

15% für die Region. Für den SommerwerK~agsverKenr el"warteC- er 
~_._-----

~ufgrund der Auslastung des Straßenneczes in Zell am Sce keine 

weitere Steigerung. Er betrachtet Umlagerungseffekte durch den 

Straßenausbau im Bereich des'Salzachtales, die allerdings in 

keiner bedeutenden Größenordnung zu erwareen sind. 

Zu diesem Vorgehen ist folgendes zu bemerken: 

Die Steigerungsraten für den JDTV sind. wie anhand der 

vorliegenden Zählungen (STEIERWALD 1989) nachgewiesen werden 

k.ann. bei weitem zu gering. ~ie Steigerungsraten auf der 

automatischen Zählstelle Nr.21 Saalfelden überschreiten bereits 

1988 die Werte, die STICKLER für 1995 prognostiziert. 

1985/1988 der Zählstelle 71: 16% für den DTV, Prognose 

für die Region 15%) 

Für die Entscheidung über die Umfahrungsstraße 

(Steigerung 

1985/1995 

allerdings 

wesentlich schwerwiegender ist der Umstand. daß STICKLER in 

se iner Prop 00 s e ke i nen __ Be_~JUt zum 5 t ra ßenaus bau zieht. Seine 

prognostizierte Verkehrsmenge ist unabhängig vom Ausbaugrad der 

Ortsdurchfahrt. Dabei steht dies im Widerspruch zu seiner Aussage 

bezüglich des Sommarwerktagsverkehrs: "Während der letzten 8 

Jahre blieb der Sommerwerktagsverkehr nämlich relativ konstant, 

2 
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WAS 
mit dem Erreichen der praktischen Leistunl!:sfäh' tSRrenze 

Buf den Ilauptstraßcn in Zell am See bereits vor einem Jahrzehnt 

";zu erkliiren--S'nn durfte." (STICKLER 1986, S 85) 

----~--------------------Der Schluß, wie ihn STICKLER zieht, daß diese Tendenz in den 

niichsten Jahren sO anhalten wird, ist höchsten dann zulässig., 

wenn die bestehende Stcaßeninfrastruktur unverändert bleibt. Der 

Rau einer Umfahrungsstrnße schafft aber zusätzliche Kapazitäten, 

die durch die Verlagerung des Durchzugverkehrs aus Zell am See im 

Ortsbereich frei werden. Es muß daher im Fall des Baues einer 

Umfahrungsstraße sehrwohl damit gerechnet werden, daß der Sommer-

verktagsverkehr weiter zunimmt. 

Eine wissenSChaftlich exakte Verkehrsprognose müßte demnach schon 

bei den Abschätzungen der Steigerungsraten des Verkehrsaufkommens 

zwiseh.cn den A~sbauvarianten und 'd~m Beibehalten des Bestandes 

unterscheiden. Die Ausbaus~enarien vürden dann --deutlich höhere 

Fahrleistungen gegenüber dem Bestandsszenario aufweisen. 

Ein weiterer Aspekt, der von STICKLER zuwenig beachtet wurde, 

sind Umlagerungen bedinßt durch den geplanten Straßenausbau im 

Bereich Zell am See. Im Rahmen des vorliegenden Gutachtens wurden 

lediglich Uberlegungen über die Relationen Zell am See - Salzburg 

angestellt. 

Eb~nso wich~i& wäre eine genauere Betrachtung der Verbindungen 

zwisch~n Mittersill und Lofer, also einem Teilstück der über-

~egionalen Verbindung Sjllian - Felbertauern - Lofer Steinpaß. 

Zwischen Mittersill und Lofer kann zwischen den fast gleich 

tangen Strecken Mittersill - Paß Thurn - St.Johann - Lofer bzw. 

Mittersill Zell am See - Lofer gewählt werden. Während die 

erstgenannte Streck als besondere Hindernisse den Paß Thurn (SH 

1274 m) und die Orstdurchfahrt von Kitzbühel aUfweist, stellt bei 

der Alternativroute die Ortsdurchfahrt von Zell am See die bedeu-

tendste Engstelle dar. Die Änderung dieser Bedingungen muß daher 

zwangsläufig zu einer Umschichtung Von Verkehrsströmen führen. 

Die derzeitige Funktion dieser StreCke als Transitroute ist für 

den Güterverkehr derzeit von unterrangiger Bedeutung. 1987 wurde 

die Verbindung zwischen den Zollämtern Silian und Steinpaß von 

361 beladenen Lkw befahren, was eine Transportleistung von 7900 t 

3 

/ 

bedeutet. (Laut ÖSTZ 1988) Eine wachsende Bedeutung der 
könnte durch weitere Ausbaum~ßnahmen, wie 

Steinpasses auf deutscher Seite, der bereits 

den Bau des Plöckentunnels, beziehungsweise 

den Ausbau 

im Gang ist, 

Beschränkungen 

Route 

des 

oder 

auf 

der parallelführenden Brennerroute (z.B. Nachtfahrverbot) 

ken. 
bewir-

Diese möglichen Effekte sollten vor Entscheidungen bezüglich 

Umfahrung Zell am See genauestens geprüft werden, 

vorliegenden Unterlagen in keiner Weise geschah. 

Kosten-Nutzen-Analyse 

.. as in 

der 

den 

Das, wie nun gezeigt wurde, notwendige Abgehen von der Annahme 
der gleichbleibenden Fahrleistungen im Bereich Zell am See bei 
den einzelnen Ausbauvarianten bedeutet, daß die unter diesen 
Annahmen erstellte Kosten-Nutzen-Untersuchung (STEIERWALD, 

NEUKIRCHEN 1987) asl irrelevant zu betrachten ist. 

Die weitere Betrachtung dieser Untersuchung und ihrer Umsetzung 

in der Variantenwahl soll vorerst von diesem grundsätzlichen 

Einwand absehen. 

STEIERWALD und NEUKIRCHEN untersuchen die einzelen Planungsvari

anten durch die GegenUberstellung der anfallenden Kosten und 

Nutzen. Auf der Kostenseite werden die jährlichen Anteile der 

Investitionskosten und die Erhaltungs- und BetriebSkosten ange-
setzt. Die monetarisierten Nutzen setzen sich zusammen aus den 

Einsparungen der Zeitkosten der Straß~nbenützer, 

der Becriebs- und der Unfallskosten. 

der Reduktion 

Weitere erzielbare Nutzen, wie etwa Verbesserungen im 
Wohnumfeld oder am Naturhaushalt werden nicht monetär bewerte: 

sondern nach einem Punktesystem klassiert. 

Die Autoren nehmen bewußt Abstand von der RAS-W (FGSV 1986), die 

eine monetäre Bewertung der Abgas- und Lärmemissionen vorsieht. 

4 
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Üblicherweise wird als Entscheidungskriterium U.a. das Nutzen-

Kosten-Verhältnis herangezogen, das ausdrUckt welcher Nutzen pro 

Einheic des Kostenaufwandes zu erzielen ist. Für die untersuchten 

Varianten schwanken diese Verhältnisse zwischen 0,9 und 1,54. Die 

fUr die Verordnung vorgeschlage Variante 5 liegt mlt: U,~b an 

vorletzter Stelle der Wirtschaftlichkeitsreihung. 

Die RAS-W nennt als ersten Hinweis für die BauwUrdigkeit eines 

Projektes ein Kosten-Nutzen-Verhälltnis größer als I, allerdings 

unter der· Voraussetzung, daß alle Nutzen und Kosten bekannt sind. 

In dieser Richtlinie wird auch empfohlen. das Nutzen-Kosten-

Verhältnis auf die Beiträge der einzelnen Teilnutzen zu analy-

sieren. FUr die gewählte Variante 5 ist die Verteilung der Nutzen 

in Tabelle I angegeben. 

r--------------------------T------, 
I Nu t zen I X I 
r---------------------------------~ 
I Zeitkosteneinsparung I 86X I 
I Betriebskosteneinsparung I 9% I 
I Unfallkosteneinsparung 5% I L __________________________ L-_____ J 

Tabelle 1: Nutzen der Variante 5 der 

Umfahrung Zell am See 

Quelle: STEIERWALD. NEUKIRCHEN 1981 

Fase 90 Prozent des Nutzens stammen bei dieser Berechnung also 

aus der Annahme der Einsparung. von Zeiekosten. Wenn man von der 

grundsätZlichen FragwUrdigkeit der Berücksichtigung der Zeit-

kosten absieht (der Ansatz einer Zeitkonstanz im Verkehrssystem 

ließe die Annahme einer Zeiteinsparung überhaupt nicht zu). 

stellen diese ausschließlich eine Förderung der Teilnehmer am 

Individualverkehr dar. Die Kosteneinsparungen, die volkswirt-

schaftlich bedeutend wären, wie Einsparungen von· Unfallkosten 

oder EnergiekosCen, schlagen sich hier nur marginal zu Buche 

(l4X) . 

5 

I 

Die Ubernahme der Variante 5 in das ßundesstraßengcntz ersclleinz 

'bei der Betrachtung der Nutzen-Kostcn-VerhäJlliissc völlig 

unmöglich. Das Verhältnis kleiner 1 signalisiert bereits die 

Unwirtschaftlichkeit unter den gegeben Annahmen. ZLIW Vergleicll! 

in der BRD wird ein Straßenbauprojekt als ·vordringlicher Bedarf" 

in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen, wenn sich ein Nutzen-

Kosten-Verhältnis ,rößer 4 ergibt. Bei Koefizienten kleiner 

erfolgt die Ein se u fun g .. ~i-c b r j n den Be der f s P~4.Jl a" f gen ~ 

(BECKHANN 1989). 

Die Entscheidung zugunsten eines Projektes mit einer derartig 

SChlechten Wirtschaftlichkeit. wie dies im Falle der Umfahrung 

Von Zell am See auftrite. könnte It. RAS-W höchstens mit dem 

Vorhandensein großer Nutzen, die niCht monetär bewertbar sind 

vertreCen werden. 

So isc es notwendig die bei STEIERWALD und NEUKIRCIlEN nicht 

monetär bewerteten Nutzen genauer zu betrachten. wobei besonders 

die Entlastung durch Abgase und die Lärmreduktion zu er\rlähnen 

sind. 

Für die Abgasberechnungen - die Emission von festen Schadstoffen 

soll hier mit eingeschlossen sein - wurde als Becrachtungsraum 

ausnahmslos der ·oberirdische" Bereich von Zell am See definiert. 

Dies führt natürliCh zu Abgasreduktionen. wenn ein Teil des 

kehrs in einer Tunneltrasse geführt wird. 

Ver-

Die Begründung der Vernachlässigbarkeit der Verkehrsemissionen 

'aus dem Tunnelber"ich. wird mit folgenden Punkten zu untermauern 

versuche: 

I.Die Entlüfcung des Tunnelsystem erfolgt ausschließlich Uber 

e"inen EntlUftungsschacht. Die Strahlventilatoren 

Längsentlüftung sind so dimensioniert. daß kaum Emissionen 

den Tunnelporcalen zu erwarten sind. 

der 

aus 

2.Die Emissionen aus dem EntlUftungsschacht können keinerlei 

Ausvirkungen auf die Umwelt zeigen. da die Standortwahl fUr 

dieses Bauwerk anhand der Empfehlungen des meteorologischen 

6 
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Gutachtens von MAHRINGER (1989) erfolgte und bedingt durch die 

B~uhöhe und die hohe Ausstoßgeschwindigkeit keine Gefährdung 

der nahen Vegetacionsbescände erfolgen kann. 

Diese Argumentation wird auch in der Umweltverträglichkeics-

erklärung der TAUERNAUTOBAHN (1989) übernommen. 

3. Die unbedenkliche Entsorgung der Feststoffemissionen (Ruß und 

Blei) sehen STEIERWALD und NEUKIRCllEN in folgender Weise 

gewährleistet: 

"Da die Umfahrungsstraße bei allen Ausbauvarianten als 

Tunnelstrecke vorge$eh~n ist., wobei die darin enthaltenen 

Feststoffemissionen über das Kanalnetz mit Absetzbecken und 

Benzinabscheidern entsprechend entsorgt werden, 

eine entsprechende Redukti·on der anfallenden 

ergibt 

Ruß-

Bleiemissionen ...... " [STEIERWALD, NEUNKIRCHEN, S 62]. 

Die Behauptungen, das LÜftungssystem lasse keine Emissionen 

die Tunnelportale zu, kann nicht überprüft werden, da zu 

Zweck genaue Pläne der Dimensionierung der LÜftung nötig 

welche auf dem Gemeindeamt aber nicht auflagen. 

sich 

und 

über 

diesem 

viren, 

Eine Längslüftung für Tunnel in dieser Länge ist in Österreich 

noch nicht im Einsatz, allerdings gibt es ausländische Beispiele. 

Von größerer Bedeutung scheint die Annahme der Unbedenklichkeit 

der 

von 

Entlüftung über den Schacht. Das meteorologische Gutachten 

MAHRINGER (1989) weist die geringere Wahrscheinlichkeit des 

Auftretens von Inversionswetterlagen mit zunehmender Höhe nach. 

Bei der Wahl des Standortes (ca 440 m über dem Zellersee) kann 

aber nicht von einer grundsätzlichen Anordnung oberhalb der 

Inversionsgrenzlage gesprochen werden, wie dies zum Beispiel in 

der Umweltverträglichkeitserklärung der TAUERNAUTOBAHN AG (1989) 

geschieht. 

Allerdings stellt das Auftreten von Inversionswetterlagen gar 

nicht das entscheidende Problem bezüglich der Abluftentsorgung 

7 

der Tunnelsysteme dar. Gerade im Hinbli~k auf die Zusammensetzung 

der AUtoabgase (hoher Anteil an NOx und HC) muß besoders auf die 

Der Prozeß der Bildung von Ozon und anderer Sekundärschadstoffe 

bedarf neben der Primärschadstoffe (NOx,HC,CO) vor allem der UV-

Strahlung des Tageslichtes. Dies führt dazu, daß in höher gele-

genen Gebienen eine stärkere 03 Belastung auftritt als in den 

Tallagen. ( siehe" z.B. I.PACK 1985). Während normalerweise 

Schadstoffaustausch von den Emissionsorten der Tallagen in 

der 

die 

für die Ozonbildung prädestinierten Hochlagen über natürliChe 

Austauschvorgänge abläUft, bringt das hier vorgeSChlagene Ent-

lüftungssystem sämtliche Schadstoffe sofort in diese 

Regionen. 

gefährdeten 

Zwar führt das in den Autoabgasen enthaltene NO zu einem gewissen 

Ozonabbau, dafür ist die Kombination von Stickoxiden mit den 

Photooxidantien als besondes gefährlich für Pflanzen einzustufen. 

"Die Kombination von 03 mit N02 scheint bereits bei Vorliegen 

niedriger Konzentrationen größere Schädigungen hervorzurufen als 

ein Zusammenwirken von N02 und S02. Am st.ärksten pytotoxisch 

erweisen sich allerdings die Kombinarionen von 03, S02 und 1102." 

(KOKISSION FÜR REINHALTUNG DER LUFT, 1989, Seite 8.34) 

Da die TunnelentlUftung all diese Schadstoffe in diese gefährdete 

Region befördert, wäre eine genauestc Untersuchung der möglichen 

Auswirkungen dieser Baumaßnahmen durch einwn Biologen unbedingt 

notwendig. Die Versicherung "bei diesen Entfernungen gibt es im 

Normalfall keine Überschreitung der maximalen Imissionskonzentra-

tion" (TAUERNAUTOBAHN AG 1989, Pkt.3.2.3) (Anm.: Über welche Art 

von Emissionen hier eine Aussage getroffen werden soll, ist aus 

zitiertem Bericht nicht ersiChtlich.) erscheint: nicht aus-

reichend. 

Die Meinung von STEIERWALD und NEUKIRCHEN, die Emissionen von Ruß 

und 8lei 

Reinigung 

im Tunnelbereich könnten durch die 

der Tunnelabwässer unschädlich gemacht 

entsprechende 

werden, 

durchaus nicht geteilt werden. Der Anteil der Partikel, die 

an den Tunnelwänden und aut der Fahrbahn sedimentieren und 

8 

kann 

sich 

bei 
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Tunnelreini&ung dann ausgewaschen werden, muß gerade bei 
der 

diesem Enclüftungssystem unbedeutend klein sein gegenüber 
jenem, 

der mit: dem Lüf~ungssys~em in den Bereich der EbenbergalDl be-

fördert wird. wo die Partikel im weiteren Umkreis abgelagert 

werden. 

Die Auswirkungen TunnelentlUftungen auf den von 

Schwermetallgehale des Bodens nennt z.B. PEER (1989): 
durch 

'"BesOndere Imissionsverhältnisse auch werden 

Tunnelentlüfcungen geschaffen, speziell dann, wenn die 

Schadstoffe über einen freistehenden Turm ausgeblasen werden. Wie 
gezeigt die Untersuchung auf der urbanalm/Hosermandl (1900 mMN) 

ist in einem Umkries von mehreren Hektaren der Boden 
haben, 
Uberdurchschnittlich hoch mit Blei, Cadmium und Zink belastet." 

durch die Straßen führung im Tunnel mit: einer 
Die AnnahDle, 

Abgasreduktion rechnen zu können, ist somit niebe 

direkten Entlastung der 

haltbar. Han 

einer 
Ortsdurchfahrt 

kann zwa.r von 
sprechen, die Betrachtung des Gesamtsystems darf - vor allem bei 

der Kosten-Nutzen-Untersuchung - nicht fehlen. 

Emissionsberechnung für den Verkehr in der 
Das ErgebniS der 
Tunnelumfahrung ist den Emissionsmengen, die STEIERWALP und 

NEUKIRCHEN fUr den Planf"ll 0 (Beibehalten des Bestandes) und den 

Plantall 5 angeben, in Tabelle 2 gegenübergestellt. 

Berechnungen der Abgasemissionen im Tunnelbereich erfolgte 
Die 
anhand der Emissionsfaktoren der BUS-Studie (BUS 1986). Tabelle 2 

die 
enthält weiters die gewichtetn Summen der Abgasemissionen, 

ermittelt auf grund der in Tabelle 3 angegeben Toxititätsgewichte 

wurden~ Als Bezugsjahr für diese Berechnungen wurde 1987 gewähle, 

was ungefähr mie den Annahmen von STEIERWALD und NEUKIRCHEN 

übereinscimmc. 

9 
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r----------T-----------------------------------------I 
lOresdurchfahrt Tunnel Systc~ I 

I I PFO(l) 1 PF5(l) PF5(Z) Pl'5 I 

~----------t--------t-------------------------------~ 
ICO(t/a) I 370 1 182 58 240 I 

\HC(t/a) I 37 1 18 14 32 1 
INOx(t/a) I 48 1 27 72 99 I 

1 Pb (kg/a) 1 318 1 160 100 260 I 
IS02(kg/a) 1 1(3) 1 1(3) 2297 I 
IRußCkg/a) 11461 I 690 423 1113 1 

~----------t--------t-------------------------------~ 
Ixgewichtetl I I 

(t/a), I 1 
lohne S02: 1 119 I 62 110 172 I l __________ L ________ ~ _______________________________ J 

Tabelle 2: Emissionen im Verkehrssystem Zell/See 

(1) Quelle: STEIERWALD,NEUNKIRCREN 1987 

(2) Quelle: eigene Berechnungen, 

(3) keine Angaben bei (1) 

bezogen auf 1987 

r--------------T---------------------------------------, 
ISchadstoff: I CO HC NOx Pb S02 RußI 

r--------------t---------------------------------------1 
(Toxizi~ätszahl( 0,01 1,0 1,25 50 1,10 1,01 l ______________ L _______________________________________ J 

Tabelle 3: ToxizitÄtszahlen naCh GRUPP 1986 

BetrachCet man also die Abgasemissionen des Verkehrssystems im 

Bereich Zell am See etwas umfassender, als dies STEIERWALD und 

NEUKIRCHEN es taten, dreht sich deren Aussage zur GÄnze um: 

der Bau der Umfahrungsstraße erhöht die Abgasemissionen im 

Denn 

wei-

teren Umkreis von Zell am See Um 45%. Gerade im Hinblick auf die 

möglichen ökologischen Risken des Abgastransportes in besonders 

empfindliche Höhenlagen erSCheint es etwas befremdend. hier von 

einem Nutzen zu sprechen. 
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Bei den Lärmemissionen kann wirklich davon ausgegangen werden, 

daß der Verkehrsstrom im Tunnel fUr die Berechnungen nicht 

relevant ist. Die Entlastung in der Ortsdurchfahrt von Zell 

See - berechnet nach der Dienstanweisung bezUglieh Lärmscllutz 

Bundesstraßen des Bundesministeriums für Bauten und Technik 

mehr 

am 

an 

und 

den Verkehrsdaten der Prognose 

zusammengefaßt. 

STICKLER - sind in Tabelle 4 

r---------T-------T-------T----------, 
I I PFO I PF5 IEntlastungl 

r---------t-------t-------t----------1 
I Tag I 64 I 61 I -3 I 

I Nacht I 57 I 52 I -5 I 
L _________ L _______ L _______ L __________ J 

Tabelle 4: Lärmemissionen durch die Orts

durchfahrt von Zell am See in dB(A) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Die Berechnung liefert - ausgehend von den schon kritisierten 

Prognosedaten - zwar rechnerisch eine Lärmreduktion. Bedenkt man 

allerdings, daß eine Lärmreduktion von 2 dB(A) gerade erst wahr-

nehmbar ist, wird dieses Ergebnis vor allen im Hinblick auf die 

Unwirtschaftlichkeit und den hohen Investitionsaufwand relati-

viert. 

Geht man davon aus, daß die Verkehrsprognose falsch ist, und 

rechnet man mit einer stärkeren Verkehrszunahme durch den Bau der 

Umfahrungsstraße was als realistisch gelten muß schwindet 

auch diese schwach Lärmreduktion. so daß hier überheupt kein 

Nutzen mehr zu erkennen ist. 

Außerdem ist zu bemerken, daß die in der Analyse angegebenen 

Lärmreduktionen zum Teil auf Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Dämme im 

Bereich der Knoten) zurückzuführen sind. Es wird überhaupt nicht 

untersucht, inwieweit derartige Maßnahmen auch bei der 

Nullvariante Nutzen erzielen könnten. 

11 

Zum Problemkreis der Nutzen für den Fremdenverkehr· betrachten 

STEIERWALD und, NEUKIRCIIEN die Auslastu'ngsg'rade von Betrieben an 
der B 311 und von anderen Standorten, wobei sie zu dem Ergebnis 

kommen, daß der Bundesstraße ferne Betriebe eine höhere 

Auslastung aufweisen als die an der B 311 gelegenen. 

Die Entlastung der Betriebe wäre nur dann als Nutzen anzusehen, 

wenn der Auslastungsgrad angehoben werden kann, und zlolar nicht 

auf Kosten der anderen Betriebe. Es müßte also eine 

Steigerung des Fremdenverkehrs der Gemeinde erfolgen. Dies 

allerdings im Widerspruch zur Annahme der Verkehrsprognose, 

von einem Gleichbleiben des Sommerwerktagsverkehres ausgeht, 

man nicbt erwarten kann, diese neuen Gäste würden 

mit der Bahn anreisen. 

Entweder zeigt sich auch hier kein Nutzen, oder STEIERWALD und 

NEUNKIRCHEN widerlegen selbst die Datengrundlage, 

Gutachten aufbaut. 

Die negativen Auswirkungen der BauOlaßnahmen auf 

verkehr wurden nicht berÜCksiChtigt. 

auf die ihr 

den Fremden-

An den grundsätzlichen Systemabgrenzungen der Kosten-Nutzen-

Analyse ist zu kritisieren, daß ausschließlich Varianten von 

verschiedenen Umfahrungsstraßen dem gänzlichen Nichtausbau 

gegenübergestellt werden. Schon in dieser Planungsphase wäre eine 

verkehrsträgerübergreifenden Analyse ziel führend gewesen, die als 

weit:.ere Alternative ein Konzept mit geeignetem Ausbau des ÖPNV 

und eine angepaßte Parkraumpolitik in der Gemeinde betrachtet. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Analyse von 

STEXERWALD und NEUKIRCHEN, derattige Hängel aufweise, daß auch 

oh'ne die Kritik an der Verkehrsprognpose von STICKLER die darin 

gemachten Aussagen nicht zu einer seriösen Entscheidungsfindung 

herangezogen werden können. 
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Cenereller Entwurf: 

Sieht man von der grundsätzlichen Entscheidungsfrage bezüglich 

dieses Straß~nbaues ab, wären im "Geencrcllen Encwurf'· von 

STENZEL und HOCHHAIR sind die projektierten Knotenformen zum Teil 

zU kritisieren. Der Knoten Schüttdorf ~Üd stellt aufgrund des 

großen Flächenverbrauches k.eine sehr zeitgemäße Lösung eines 

Straßenanschlusses dar. Gerade in einer Fremdenverkehrsgemeinde 

wie Zell am See ist die Auswirkung einer derartigen Anlage für 

das Ortsbild beträchtlich. Trotz der im Bericht genannten 

Schwierigk.eiten (Anrainer, ecc.) sollte unbedingt alles versucht 

werden, eine kleinräumigere Lösung zu finden". 

Wie auch im verkehrssicherheitstechnischen Gutachten des KFV 

bemängelt wird, ist der Konten Schüttdorf Nord als niveaufreier 

Anschluß sicherlich nicht den erwarteten VerkehrsOlengen angepaßt. 

Hier sind neben der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes vor 

allem Bedenken bezüglich der Verkehrssicherheit aufgrund der zu 

erwartenden überhöhten GeSChwindigkeiten zu äußern. 

~mmenfa88Ung 
~ ~ Die im Gemeindeamt von :~ll am See vorgefundenen Unterlagen, 

aufgrund welcher die Verordnung gem. 54 des Bundesstraßengesetzes 

ertolgen soll, weisen derartige Hängel auf, daß eine Entscheidung 

anh&nd dieser Arbei~en nach Ansicht der Verfasser niche verant-

. wortung·svoll gefällt werden kann. Die wichtigsten Hängel seien 

bier nochmals zusammengefaßt: 

* Die Verkehrsprognose (STICKLER) ist in sich widersprüchlich und 

b.rücksichtigt keine Verkehrs zunahmen. die durch die Errichtung 

der Umfahrung verursacht werden. Dadurch ergibt sieh eine zu 

große Entlastungswirkung tür die Ortsdurchfahrt. Dieses Hanko 
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allein cn~wertet alle Untersuchungen. die aut (Iic~c v«: I" k ehr s· 

prognose aufbauen. 

* Die Kosten-Nutzen-Analyse (STEIERWALD, NEUKJRCHEN) bewerlet die 

gewählte Variante als die Zweitschlechlcste in Hinblick auf dic 

Wirtschaftlichkeit. Durch das Kosten-Nutzen-Verhältnis von 

kleiner als 1 muß das WirtschaftlichkeitSkriterium des §4 des 

Bundesstraßengesetzes als nicht erfüllt betrachtet werden. 

11 Die Systemabgrenzungen bei den Abg4semissionsberecl\nungcn 

stellen keine seriösen Annahmen dar, da auftrecende ökologische 

Risken überhaupt nicht erwähnt werden. Von einer Abgasreduktion 

im Gesamt$ystem kann keine Rede sein, bedingt durch höhere 

GeschWindigkeiten steigt die Abgasemission - ohne Berücksich-

tigung der Verkehrssteigerungen durch das Bauwerk - um ca. 

gegenüber dem Nichtbau. 

* Eine Analyse, die wirklich zu einer Entscheidungsfindung 

eignet ist, müßte nach heutigem Stand der Wissenschaft 

verkehrsträgerübergreifende Planung mit Einbeziehung 

45% 

ge-

eine 

des 

öffentlichen Verkehrs und einer geeigneten Parkraumpolitik der 

Gemeinde sein. Ein simpler Vergleich von Straßenbauvarianten 

kann kaum zur tatsächlichen Lösung von Verkehrsproblemen bei-

() tragen. 

l·b. 
I 

.... ! ,- J''' ] ." I JI. / fld· It-
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